
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Anlage 10. Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

urn:nbn:de:bsz:31-320363

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-320363


Anlage 10

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch protestantischen Landeskirche Badens

im April 19537 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Az . 22/0 (23/0, 25/0 )

Die Besoldungsverhältnisse der kirchlichen Bediensteten betr .

Die Landessynode hat als kirchliches Gesefz
beschlossen , was folgt :

8 1

1. Die in 8 1 Abs . 1 des kirchlichen Gesetfzes
vom 13. 12. 1951/12 . 6. 1952 ( VBl . 1951 S. 69/1952
S. 47) gewährte ruhegehaltsfähige Zulage au
dem Grundgehalt ( Grundvergütung ) und zu den
ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen
Wirkung vom 1. April 1053 von 20 ai
40 V. H. erhöht .

2. 8 2 Absafz 1 und 2 des kirchlichen Gesetfzes
VOm 19. 7/4 . 10. 1951 ( UBl. S. 45/58 ) treten mit
Wirkung vom 1. Januar 1952 àuher Kraft .

82

1. Die Bezüge der VersorgungsempfängerEmpfänger von Ruhegehalt , Witwen - und Wai⸗
sengeld ) werden mit Wirkung vom 1. April 1953in der Weise testgesetzt , dab die der Berech -
nung der ruhegehaltsfähigen Diensfbezüge zuGrunde liegenden Grundgehälter und Stellen -
zulagen anstaft um 20 V. H. um 40 v. H. erhöhf
Werden .

2. In den Fällen , in denen das Witwengeldder Pfarrwitwen au

ierzu eine Zulage von 32 v. H. gewährt .

8 3

kirchlichen Gesetzes , die
eisflichen befr . VBI . 1028

Wirkung vom 1. Januar 1953

Die Anlage des
Dienstbezüge der G

8. 29) erhält mit
folgende Fassung:

5
50 Vorlage wird dem Erwũeiterten Evang . Ober -henraf zu Beginn der Tagung der Landèes -synode noch vorgelegt werden .

t fden Mindestbetrag von160 DM erhöht worden ist VBl . 1940 S. 100, wird

wird mit

àzwölf Monafe gezahlt . “

„ Wohnungsgeldzuschuß der planmäßigen
Geistlichen ab 1. Januar 1953 :

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 8

Verheiratete oder verwitwete Geistliche
Ledige mit weniger mit mit

Geistliche als 3 3 oder 4 5 oder mehrOrts⸗ K 15 kinderzuschlagsfahigen Kindern3
u. led. Geistliche

vom vollendeten
40 . Lebensjahran

E Q I

1248 . — 1716 . — 2112 . — 2 376 . —
104 . — 143 . — 176 . — 198 . —

A 102 . — 1482 . — 1824 . — 2052 . —
91 . — 123 . 50 152 . — 171 . —

B 838 . — 1170 . — 1440 . — 1620 . —
71. 30 97. 50 120 . — 135 . —

8 702 . — 936. — 1152 . — 1296 . —
38. 50 78 . — 96 . — 108 . —

Bei Aenderungen des Familienstandes , die
eine Neuberechnung des Wohnungsgeldzu -
schusses zur Folge haben , ist der höhere Woh⸗
nungsgeldzuschuß vom Ersten des Monats an
zu zahlen , in dem sich das für die Erhöhung des
Wohnungsgeldzuschusses mabgebende FEreignis
zugetragen hat . Verringerf sich die Zahl der kin -
derzuschlagsfähigen Kinder und bedingt diese
Aenderung des Familienstandes eine Herab -
setzung des Wohnungsgeldzuschusses , S0 wird
der Wohnungsgeldzuschuß in der bisherigenHöhe noch für den laufenden und die folgenden

8 4

8 3 findet auch auf die vor dem 1. Januar 1053
festgesefzten Versorgungsbezüge Anwendung .



8 5

Daàs kirchliche Gesetz vom 23 . 2. 1046/4 . 3. 1948

VBl . 1946 S. 8/1948 S. é) wird mit Wirkung vom

1. Januar 1053 wie folgt geändert :

1. 8 5 Absafz 2 erhält folgende Fassung :

„ Verheirafefe , einen eigenen Hausstand füh -

rende unsfändige Geisfliche erhalten den

gleichen Wohnungsgeldzuschuß wie die ver -

heirafeten planmäßigen Geisflichen . “

2. § 5 Absatz 3 erhälf folgende Fassung :

„ Die unverheirafeten unständigen Geist⸗

lichen erhalten die Hälfte des Wohnungs -

geldzuschusses der verheirafeten planmäßi -

gen Geisflichen mif weniger als 3 kinderzu -

schlagsfähigen Kindern . “

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründung :

Durch das Drifte Gesefz zur RAenderung und

Ergänzung des Besoldungsrechts vom 27 . 3. 1955

( Bundesges . Bl . S. 81) ist für die Bundesbeamten

àab 1. Januar 1953

1. der Kinderzuschlag erhöhf und

2. die Anlage „ Wohnungsgeldzuschuß “
Besoldungsgesefz geänderf , ferner

ab 1. April 1053 für die aktiven Beamfen und die

Versorgungsempfänger die Zulage zum Grund -

gehalt und den ruhegehaltfsfähigen Stellenzu -

lagen von 20 auf 40 v . H. erhöhf worden .

2UNn¹

Für Baden - Würftemberg haf die vorläufige

Regierung durch Beschlußb vom 23 . 3. 1953 das

Finanzministerium ermächtigt , die sich aus dem

Bundesgesetz ergebenden Verbesserungen der

Dienst - und Versorgungsbezüge nach Einholung

der Zustimmung des Finanzausschusses der Ver -

fassunggebenden Landesversammlung vorbe -

halflich einer gesefzlichen Regelung vorschuß -

Weise zur Zahlung anzuweisen , da damif ge -

rechnef werden könne , daß die getroffene Bun -

desregelung vom Land übernommen wird . Die

Verfassunggebende Landesversammlung haf

diesem Vorgehen zugesfimmt ( Staafsanzeiger für

Baden - Würftemberg 1953 Nr . 28 S. 3).

Der vorliegende Gesetzentwurf übernimmt

die Erhöhung der Zulage zu den Dienst - und

Versorgungsbezügen in gleicher Weise für die

Geistlichen und Beamfen der Landeskirche und

führt in die bestehende kirchliche Regelung des

Wohnungsgeldzuschusses der Geisflichen die

neuen Sätze der staaflichen Besoldungsordnung
und die Staffelung nach der Kinderzahl ein .

Die erhöhfen Kinderzuschlagssäfze werden

auf Grund der Renderung des Gesetzes , die Re -

gelung des Kinderzuschlags der kirchlichen Be -

diensfeten betr . , eingeführt .

Der Mehraufwand beträgt jährlich rund

1 500 000 . — DM . Die derzeifige Kassenlage läßt

die vorgesehene Erhöhung zu .
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